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1 Ausgangslage 

Mit Beschluss vom 18. Oktober 2006 eröffnete der Bundesrat das 

Vernehmlassungsverfahren zum Entwurf für ein Bundesgesetz über die 

Schweizerische Landeswerbung. Er schlug vor, die Koordination über eine 
Zusammenlegung der im Kernbereich der Landeswerbung tätigen Institutionen 
des Bundes zu verbessern. Es war die bundesrätliche Absicht, zu diesem Zweck 

eine bereichs- und departementsübergreifende Organisation für die Landeswerbung 

zu schaffen, in welche Präsenz Schweiz (PRS), Schweiz Tourismus (ST) und 

LOCATION Switzerland (LS) eingeführt werden sollten. Da es sich bei der 

Landeswerbung um eine öffentliche Aufgabe handelt, wurde die Rechtsform der 

Anstalt vorgeschlagen. 

Diese neue Organisation hätte den Zweck, die Koordination im Netzwerk der 

Landeswerbung wesentlich zu verbessern. Sie hätte mit einer einheitlichen 
Markenführung und einer fall- und projektbezogenen Zusammenarbeit die 
Tätigkeiten der in verwandten Bereichen im Ausland auftretenden und vom 
Bund unterstützten Institutionen besser aufeinander abzustimmen. Zudem 

hätten im verwandten Bereich der Aussenwirtschaft die bestehenden Instrumente 

und Organisationen, Osec, Sofi und Sippo flankierend zusammengeführt werden 

sollen.  

In den Begleitschreiben zur Vernehmlassungsunterlage hat der Bundesrat die 

Vernehmlassungsteilnehmer gebeten, insbesondere zu folgenden drei Fragen 

Stellung zu nehmen:  

- Wird die Zusammenlegung der zwei Verwaltungseinheiten Präsenz Schweiz und 

LOCATION Switzerland sowie der öffentlich-rechtlichen Körperschaft Schweiz 

Tourismus in eine einzige Anstalt begrüsst? 

- Wäre eine subventions-rechtliche Lösung verbunden mit einer 
Privatisierung der Landeswerbung und einer Vergabe von Mandaten an eine 

oder mehrere Organisationen eine Alternative zur vorgeschlagenen öffentlich-
rechtlichen Anstalt?  

- Ist die vorgeschlagene Rechtsform akzeptierbar, welche auf der operationellen 

Ebene die privatrechtliche Gründung von Gesellschaften zur Aufrechterhaltung 
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der Zusammenarbeit mit den interessierten Dritten und zur Beschaffung von 

Drittmitteln ermöglicht, aber keine Mitgliedschaftsstrukturen zulässt?  

Die Vernehmlassung fand vom 18. Oktober bis 21. Dezember 2006 statt. Es wurden 

aber sämtliche Stellungnahmen berücksichtigt, die bis Mitte Januar 2007 eingingen.  

2 Teilnahme am Vernehmlassungsverfahren 

2.1 Einladungen zur Stellungnahme 

Mit Schreiben vom 18. Oktober 2006 wurden folgende 86 Adressaten zur 

Stellungnahme eingeladen: 

- 26 Kantonsregierungen 

- die Konferenz der Kantonsregierungen (KDK) 

- 16 in der Bundesversammlung vertretene politische Parteien 

- 3 gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, Städte und 

Berggebiete 

- 8 gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 

- 32 weitere interessierte Kreise 

2.2 Eingegangene Stellungnahmen 

Bis Mitte Januar 2007 gingen beim Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 

insgesamt 76 Stellungnahmen ein. Von den 86 zur Stellungnahme eingeladenen 

Vernehmlassungsadressaten haben sich 55 schriftlich vernehmen lassen; 3 

Vernehmlassungsadressaten1 haben ausdrücklich auf eine Stellungnahme 

verzichtet. 19 Eingeladene haben keine Stellungnahme eingereicht. Zusätzlich haben 

17 weitere, nicht eingeladene Organisationen eine Stellungnahme eingereicht. 

Geäussert haben sich im Einzelnen: 

- 26 Kantone 

- die Konferenz kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren (VDK) an Stelle der KDK 

- 6 Parteien 
                                                 
1 Christlich-soziale Partei (CSP), SRG SSR idée suisse und swissPersona 



 5

- die gesamtschweizerischen Dachverbände der Gemeinden, Städte und 

Berggebiete (3) 

- 5 gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 

- 14 zur Stellungnahme eingeladene interessierte Kreise 

- 17 weitere Organisationen2 

3 Ergebnisse 

3.1 Gesamtbeurteilung der vorgeschlagenen Reorganisation  

Die mit dem Entwurf zu einem Bundesgesetz über die Schweizerische 

Landeswerbung vorgeschlagene Reorganisation der Landeswerbung war 

unbestritten. In 68 der 72 Stellungnahmen oder 95 Prozent wird die 
Notwendigkeit einer stärkeren Integration oder Zusammenlegung des heute 
losen Netzes der im Bereich der Landeswerbung tätigen Organisationen 
grundsätzlich begrüsst.  

Grundsätzlich für eine Reorganisation aber gegen die vorgeschlagene Lösung war 

die Schweizerische Volkspartei (SVP). Sie hätte eine weitergehende 

Zusammenlegung von im Ausland für schweizerische Anliegen auftretenden 

Bundesorganisationen bevorzugt. Die Auslandschweizer-Organisation und Swiss 

Olympics betrachteten die Vorlage als nicht zielführend, da zu „wirtschaftslastig“. 

Skeptisch war die Pro Helvetia, welche sektorielle Lösungen vorgezogen hätte, die 

Notwendigkeit eines wirksameren Einsatzes der bestehenden Instrumente aber nicht 

bestreitete.  

Die Sozial-Demokratische Partei (SP) war für die Reorganisation der 

Landeswerbung, spricht sich aber gegen ein Zusammenlegen der Instrumente der 

wirtschaftsnahen Entwicklungshilfe mit der Osec aus.  

                                                 
2 Ostschweiz Tourismus, Verband Schweizerischer Vermögensverwalter, Verband Schweizer 
Tourismusmanager, Fédération des Entreprises Romandes, Union Fribourgeoise du Tourisme, Valais 
Excellence, Schweizer Mittelland Tourismus, Verband Schweizerischer Kantonalbanken, 
Destinationen Berner Oberland, Car Tourisme Suisse, SBB, Zürcher Hoteliers, unique, Centre 
Patronal, alpenregion.ch Brienz-Meiringen-Hasliberg, swiss, Konferenz der regionalen 
Tourismusdirektoren der Schweiz RDK 
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Die Konferenz der Kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren (VDK) legte Wert auf eine 

integrale Lösung für die Landeswerbung. In einer umfassenden Stellungnahme 

forderte sie eine starke Koordination über eine enge Zusammenarbeit zwischen der 

Gesellschaft für Landeswerbung und der Gesellschaft für Aussenwirtschaft. Für den 

Kanton Graubünden hätte die Reorganisation der Landeswerbung nicht zu einer 

Verminderung der für den Tourismus eingesetzten Bundesmittel führen dürfen.  

3.2 Stellungnahmen zur vorgeschlagenen Zusammenlegung von Präsenz 
Schweiz, Schweiz Tourismus und LOCATION Switzerland  

Der bundesrätliche Vorschlag der Zusammenlegung von PRS, ST und LS wurde 
von 31 oder 43 Prozent der Vernehmlassungsteilnehmer ausdrücklich 
unterstützt. Promarca als Markenspezialistin betonte die Bedeutung einer 

ganzheitlichen Markenorganisation.   

29 oder 40 Prozent der Vernehmlassungsteilnehmer verlangten die Zuteilung 
von LS in die Osec. Dazu gehörten insbesondere sämtliche Kantone (mit 

Ausnahme des Kantons Jura) und die VDK, welche im Rahmen der 

Unternehmensansiedlung eng mit LS zusammenarbeiten. Auch die Liberale Partei 

der Schweiz (LPS), der Schweizerische Gewerbeverband und das Centre Patronal 

verlangten die Zuteilung von LS in die Osec.  

Für GastroSuisse, hotelleriesuisse, die Osec und die SwissCham sind  beide 

Lösungen (bundesrätliche Lösung oder LS zu Osec) machbar. economiesuisse, der 

Schweizerische Arbeitgeberverband sowie die Swiss Cheese Marketing AG liessen 

die Frage der Zuteilung von LS offen. Die ersten beiden konnten sich aber eher eine 

Zuteilung ins Haus der Aussenwirtschaftsförderung vorstellen. 

PRS verlangte den Abbruch bzw. die Aufschiebung der Reorganisation, wenn LS 

nicht in die Organisation für Landeswerbung eingeführt werden sollte. Die 

touristischen Kreise, insbesondere der Schweizer Tourismus-Verband (STV), 

Schweiz Tourismus (ST) und Seilbahnen Schweiz, waren für den Zusammenschluss 

von PRS und ST, auch wenn LS der Osec zugeteilt wird.  
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Fazit:  

Die Frage der Zuteilung von LS wurde nicht eindeutig beantwortet. Die Kantone 
als wichtigste Anspruchsgruppe im Bereich der Standortpromotion waren für 

eine Zuteilung an die Osec.  

3.3 Stellungnahmen zur Rechtsform der neuen Organisation 

Der bundesrätliche Vorschlag, für die Landeswerbung eine öffentlich-rechtliche 

Anstalt zu schaffen, wurde  von 13 oder 18 Prozent der Vernehmlassungsteilnehmer3 

begrüsst. 

In 57 oder 78 Prozent der Stellungnahmen wurde eine Rechtsform verlangt, 
welche Mitgliedschaftsstrukturen zulassen würde.  Von 15 Organisationen4 wird 

explizit die Weiterführung der Rechtsform verlangt, welche für die Auslagerung von 

ST gewählt wurde (öffentlich-rechtliche Körperschaft sui generis).  

In 68 oder 95 Prozent der Stellungnahmen wurde eine subventionsrechtliche 
Lösung und eine Privatisierung der Organisation über Mandate an Dritte 
abgelehnt.   

Nur economiesuisse und der Schweizerische Arbeitgeberverband befürworten eine 

Privatisierung der Landeswerbung. Der Kanton Bern sowie der Kanton Schaffhausen 

liessen verlauten, dass eine Privatisierung zumindest überprüft werden sollte.  

Fazit:  

Die Frage der Rechtsform wurde unterschiedlich beurteilt. Eine Mehrheit der 
Vernehmlassungsteilnehmer forderte Mitgliedschaftsstrukturen, sprach sich 

aber auch deutlich gegen eine Privatisierung der Landeswerbung aus.  

                                                 
3 Kanton Jura, Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SPS), Grüne Partei der Schweiz 
(GPS)/Grünes Bündnis (GB), Schweizerischer Gemeindeverband, Schweizerischer Städteverband, 
Schweizerischer Gewerkschaftsbund, PRS, Pro Helvetia, Promarca, Swiss Cheese Marketing AG, 
SwissCham, Verband Schweizerischer Vermögensverwalter und Verband Schweizerischer 
Kantonalbanken. 
4 Christlichdemokratische Volkspartei der Schweiz (CVP), Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die 
Berggebiete, Schweizerischer Gewerbeverband, GastroSuisse, hotelleriesuisse, Schweizer 
Tourismus-Verband, Schweizerischer Verband der Seilbahnunternehmungen, Schweiz Tourismus, 
Verband öffentlicher Verkehr, Ostschweiz Tourismus, Verband Schweizer Tourismusmanager, Union 
Fribourgeoise du Tourisme, Schweizer Mittelland Tourismus, Destinationen Berner Oberland und 
Centre Patronal. 
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3.4 Weitere grundsätzliche Weichenstellungen   

In rund 60 Prozent der Stellungnahmen wurde ausdrücklich auf die grosse 

Bedeutung einer verbindlichen Markenführung hingewiesen.  

Die Kantone und die VDK waren der Ansicht, dass die beiden "Häuser" 

Landeswerbung und Aussenwirtschaft inhaltlich über eine verbindliche 

Markenführung zu koordinieren wären. Sie verlangten auch, dass die Koordination 

zwischen den beiden "Häusern" auch mit der Nutzung gemeinsamer 

Dienstleistungen und Aussennetzwerken hätten verstärkt werden können.  

Fazit: 

Im Interesse eines schlagkräftigeren Auftrittes im Ausland der vom Bund 
unterstützten Organisationen wird von einer Mehrheit der 
Vernehmlassungsteilnehmer eine inhaltliche Koordination im Rahmen einer 

verbindlichen Markenführung verlangt.  

3.5 Stellungnahmen zu einzelnen Artikeln des Gesetzesentwurfs 

Es wurden nur wenige Änderungswünsche zu den einzelnen Artikeln des 

Gesetzesentwurfes vorgebracht. 

Art. 3 Ziele  

Die Grüne Partei der Schweiz (GPS)/das Grüne Bündnis (GB) wollte Art. 3 Bst. a um 

einen umweltspezifischen Aspekt ergänzt haben. Nach Anpassung hätte 

entsprechender Bst. wie folgt gelautet: "die Schaffung von Verständnis für die 

Schweiz sowie die Darstellung der schweizerischen Vielfalt und Attraktivität, 

insbesondere im Bereich der Landschaften und der Umwelt (neu);" Pro Helvetia 

hingegen schlägt für diesen Buchstaben eine Kürzung vor: "...die Darstellung der 

schweizerischen Vielfalt und Attraktivität;". 

Der Schweizer Tourismusverband (STV) beantragte eine neue Formulierung für 

Buchstabe b. Gemäss STV wäre "...die Information über die Schweiz als 
Wirtschafts- Wissens- und Technologiestandort;" angemessener gewesen. Der 

Verband Schweizerischer Vermögensverwalter (VSV) hingegen sah den Buchstaben  
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b wie folgt: "...die Förderung der Schweiz als Wirtschaft-, Finanz-, Wissens- und 
Technologiestandort". 

PRS forderte, dass der Zielartikel um einen Buchstaben ergänzt hätte werden sollen, 

welcher die explizite Förderung der Schweiz als Event-Standort hervorgehoben 

hätte, beispielsweise Sportgrossanlässe.  

Art. 4 Aufgaben  

Die Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SPS) bemängelt, dass in diesem Artikel 

der Leistungsauftrag nicht erwähnt worden sind. 

Gemäss Pro Helvetia hätte in Bst. a. die Formulierung "... und sorgt für den Auftritt 

der Schweiz im Ausland" durch "...und legt Inhalte und Erscheinung der Marke 
Schweiz fest" ersetzt werden sollen. 

Den Bst. c. wertet PRS als unvollständig. Dieser hätte wie folgt ergänzt werden 

sollen"...und an Sportgrossanlässen von internationaler Bedeutung wie 
olympischen Spielen" ergänzt werden. 

Um die unternehmenspolitische Sicht stärker zu betonen, schlug der Schweizerische 

Gewerbeverband vor, Art. 4 um einen Bst. f. mit dem Wortlaut "...sie richtet ihre 
Aktivitäten im Hinblick auf die Unterstützung des Image und der Interessen der 
Unternehmen" zu vervollständigen. Auch die VSV verlangte einen ähnlich lautenden 

Bst. f mit folgendem Wortlaut: "...sie richtet ihre Aktivitäten insbesondere auch auf die 

Bedürfnisse der exportorientierten KMU aus. 

Art. 5  Koordination 

Der STV beantragte die Streichung dieses Artikels. Pro Helvetia fordert eine 

vollständige Neuformulierung. Sie schlug folgenden Wortlaut vor: "Die Marke 
Schweiz, das Jahresprogramm sowie die Auftritte an Weltausstellungen legt 
sie einer Expertenkommission vor, in welcher die von der Landeswerbung 
betroffenen Organisationen Einsitz haben. Die Empfehlung der Experten kann 
sie nur mit zwingenden Gründen übergehen." 
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Art. 6  Gewerbliche Tätigkeiten 

hotelleriesuisse beantragte den letzten Satz des Abs. 2 "Eine Quersubventionierung 

der gewerblichen Dienstleitungen ist nicht zulässig." zu streichen. 

Art. 7  Organe 

Die SPS war der Meinung, dass der Bundesrat bei der Wahl des Verwaltungsrats auf 

eine angemessene Vertretung der Geschlechter zu achten gehabt hätte und 

wünschte eine entsprechende Ergänzung im Abs. 2. 

Art. 8  Verwaltungsrat 

Der Schweizerische Gewerbeverband wollte den Abs. 1 ergänzen und durchsetzen, 

dass  mindestens  ein Mitglied des Verwaltungsrat in einem KMU tätig sein sollte.  

Abs. 2 hatte gemäss VSV neu formuliert werden sollen: "Die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungsrates setzt sich aus Vertretern der Wirtschaft 
zusammen. Mindestens ein Mitglied des Verwaltungsrates muss in leitender 
Stellung in einem exportorientierten KMU tätig sein." 

Pro Helvetia und der STV forderten eine Vereinfachung von Abs. 3 Bst. a. und zwar 

wie folgt: "...wählt die Direktorin oder den Direktor". Diese/r hätte nicht vom 

Bundesrat gewählt werden sollen.  

Der STV beantragte, dass bei Abs. 3 Bst. i (Erlass des Personalreglements) der Satz 

"...unter Vorbehalt der Genehmigung durch den Bundesrat" hätte gestrichen 

werden sollen. 

Art. 9 Direktorin oder Direktor 

Der STV wünschte, dass das Honorar durch Lohn oder Gehalt ersetzt würde. 

Art. 11  Personal 

Hier sind die Anmerkungen kontrovers. So forderte die SPS eine Anstellung des 

Personals der neuen Gesellschaft nach dem Bundespersonalgesetz, der STV 



 11

hingegen beantragte eine Anstellung nach OR und sinngemäss die Streichung von 

Abs. 3 dieses Artikels.  

Art. 12 Rechtsbeziehung und Haftung 

Der STV war der Meinung, dass dieser Artikel nur hätte akzeptiert werden können, 

wenn die Anstellung des Personals der neuen Gesellschaft nach OR erfolgt wäre. 

Ansonsten hätte er geändert werden sollen. 

Art. 13 Finanzierung 

Gemäss SPS hätte an dieser Stelle die Finanzierung an einen Leistungsauftrag 

gekoppelt werden sollen und genauer festgehalten werden, dass der Bund nicht zu 

100 Prozent für die Finanzierung verantwortlich gewesen wäre.  

Des Weitern forderte der STV eine Umformulierung in Abs. 2, und zwar hätte neu der 

Bst. a wie folgt lauten sollen: "...Erträge aus Dienstleistungen an Dritte;" 

Art. 14 Tresorerie 

Der STV verlangte, dass die Tresorerie unabhnägig von der EFV hätte organisiert 

werden sollen.  

Art. 17 Aufsicht 

Hier hätte gemäss STV "Genehmigung des Personalreglements" durch den 

Bundesrat gestrichen werden sollen (Abs. 2).  

Art. 18 Strategische Ziele 

Die SPS schlug vor, hier den Leistungsauftrag zu erwähnen. 
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Art. 22 Übergang und Arbeitsverhältnisse 

Gemäss STV wäre eine Ausschreibung der zukünftigen Stellen einer Weiterführung 

der Arbeitsverhältnisse vorzuziehen gewesen. Die Lohngarantie für ein Jahr hätte 

sonst zu Lasten des Bundes gehen müssen, wenn diese Stellen nicht mehr benötigt 

bzw. anders eingestuft worden wären. Zudem war die PUBLICA bei einer 

Kündigung/Neuanstellung voraussichtlich zur vollen Freizügigkeitsleistung 

verpflichtet. 

Art. 23 Zuständige Arbeitgeberin 

Kritisiert wurde vom STV die ungelöste Frage der Deckungslücke bei der PUBLICA. 

Zudem wäre festzuhalten gewesen, dass die Suche nach sozialverträglichen 

Lösungen in jedem Fall in die Zuständigkeit des bisherigen Arbeitgebers gefallen 

wäre, falls beim Übergang der Arbeitsverhältnisse keine befriedigende Stelle hätte 

angeboten werden können. 

Art. 25 Referendum und Inkrafttreten 

Hier forderte der STV eine explizite Erwähnung eines artikelweise Inkraftsetzen. 

Insbesondere hätten die Artikel bezüglich des Verwaltungsrat und des Direkttors oder 

der Direktorin so rasch wie möglich in Kraft gesetz werden sollen, damit die 

Vorbereitung der Zusammenlegung durch die Verantwortlichen hätte gesteuert 

werden können. 
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ANHANG 1: STELLUNGNAHME ZU DEN IM RAHMEN  
  DER VERNEHMLASSUNG GESTELLTEN  
  FRAGEN  

  Zusammenlegung 
Mitgliedschafts-

strukturen Privatisierung 

  
Kern-

bereich 
LS zu 
Osec ja nein ja nein 

Kantone und VDK (27) 1 26 26 1 2 25 
Parteien (5+1)* 4 1 3 2 0 5 

Gesamtschweizerische 
Dachverbände der 
Gemeinden, Städte und 
berggebiete (3) 3 0 1 2 0 3 
Dachverbände der 
Wirtschaft (5) 2 3 4 1 2 3 
weitere interessierte 
Kreise (13+1)** 9 4 8 5 0 13 
zusätzlich 
eingegangene 
Stellungnahmen (17)*** 14 1 17 0 0 17 
Total 33 35 59 11 4 66 
* Die SVP lehnt die Vorlage grundsätzlich ab, deshalb ist diese Stellungnahme für 
diese Übersicht irrelevant. 
** Die ASO wertet die Vorlage als kontraporduktiv und nicht zielgerichtet, deshalb ist 
diese Stellungnahme für diese Übersicht irrelevant. 
*** Der VSV und unique sind gegen eine 2-Häuser-Lösung. Sie fordern 1 Haus. 

 

ANHANG 2: EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN 

A Kantone / Cantons / Cantoni 
 

1 Staatskanzlei des Kantons Zürich 
2 Staatskanzlei des Kantons Bern 
3 Staatskanzlei des Kantons Luzern 
4 Standeskanzlei des Kantons Uri 
5 Staatskanzlei des Kantons Schwyz 
6 Staatskanzlei des Kantons Obwalden 
7 Standeskanzlei des Kantons Nidwalden  
8 Regierungskanzlei des Kantons Glarus 
9 Staatskanzlei des Kantons Zug 
10 Chancellerie d’Etat du Canton de Fribourg 
11 Staatskanzlei des Kantons Solothurn 
12 Staatskanzlei des Kantons Basel-Stadt 
13 Landeskanzlei des Kantons Basel-Landschaft 
14 Staatskanzlei des Kantons Schaffhausen 
15 Kantonskanzlei des Kantons Appenzell Ausserrhoden 
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16 Ratskanzlei des Kantons Appenzell lnnerrhoden 
17 Staatskanzlei des Kantons St. Gallen 
18 Standeskanzlei des Kantons Graubünden 
19 Staatskanzlei des Kantons Aargau 
20 Staatskanzlei des Kantons Thurgau 
21 Cancelleria dello Stato del Cantone del Ticino 
22 Chancellerie d’Etat du Canton de Vaud 
23 Chancellerie d’Etat du Canton du Valais 
24 Chancellerie d’Etat du Canton de Neuchâtel 
25 Chancellerie d’Etat du Canton de Genève  
26 Chancellerie d’Etat du Canton du Jura 
27 Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) 

 
 
B Politische Parteien / Partis politique / Partiti politici 
 

1 Christlichdemokratische Volkspartei der Schweiz (CVP) 
2 Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz (FDP) 
3 Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SPS) 
4 Schweizerische Volkspartei (SVP) 
5 Christlich-soziale Partei (CSP) 
6 Grüne Partei der Schweiz (GPS), Grünes Bündnis (GB) 
7 Liberale Partei der Schweiz (LPS) 

 
 
C Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, Städte und 
 Berggebiete / associations faîtières des communes, des villes et des 
 régions de montagne qui oeuvrent au niveau national / associazioni 
 mantello nazionali dei Comuni delle città e delle regioni di montagna 
 

1 Schweizerischer Gemeindeverband 
2 Schweizerischer Städteverband 
3 Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) 

 
 
D Dachverbände der Wirtschaft / Associations faîtières de l’economie / 
 Federazioni centrali dell’economia 
 

1 economiesuisse 
2 Schweizerischer Arbeitgeberverband 
3 Schweizerischer Bauernverband 
4 Schweizerischer Gewerbeverband 
5 Schweizerischer Gewerkschaftsbund 

 
 
E Weitere interessierte Kreise / Autres milieux intéressés / Altre cerchie 
 interessate 
 

1 Auslandschweizer - Organisation 
2 GastroSuisse 
3 hotelleriesuisse 
4 Osec 
5 Präsenz Schweiz 
6 Pro Helvetia 
7 Promarca 
8 Schweizer Tourismus-Verband STV 
9 Schweizerischer Verband der Seilbahnunternehmungen 
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10 Schweiz Tourismus ST 
11 SRG SSR idée suisse 
12 Swiss Cheese Marketing AG 
13 Swiss Olympic Association 
14 SwissCham Verband Schweizerischer Aussenwirtschaftskammern 
15 swissPersona 
16 Verband öffentlicher Verkehr 

 
 
F Zusätzlich eingegangene Stellungnahmen 
 

1 alpenregion.ch Brienz-Meiringen-Hasliberg 
2 Car Tourisme Suisse 
3 Centre Patronal 
4 Destinationen Berner Oberland 
5 Fédération des Entreprises Romandes 
6 Konferenz der regionalen Tourismusdirektoren der Schweiz RDK 
7 Ostschweiz Tourismus 
8 SBB 
9 Schweizer Mittelland Tourismus 
10 swiss 
11 Union Fribourgeoise du Tourisme 
12 unique 
13 Valais Excellence 
14 Verband Schweizer Tourismusmanager 
15 Verband Schweizerischer Kantonalbanken 
16 Verband Schweizerischer Vermögensverwalter 
17 Zürcher Hoteliers 

 


